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2 Beitrag der Europäischen Kommission

Unsere gemeinsamen europäischen Werte sowie unsere historische 
Verantwortung sind mein Ausgangspunkt, wenn ich über die Zukunft 
der europäischen Einwanderungspolitik nachdenke. Meine Erfahrung 
sagt mir, dass Europa mehr Solidarität brauchen wird, um sich für 
die Zukunft zu rüsten. Die Zukunft eines wohlhabenden Kontinents, 
der stets offen sein wird für Schutzbedürftige, der aber auch die 

Herausforderung der Migration gemeinsam bewältigt und niemanden 
mit den Problemen allein lässt.

Jean-Claude Juncker bei seiner Kandidatur für die EU-Kommissionspräsidentschaft, 1. Mai 2014

“

ES GIBT ERFAHRUNGEN, AUF DENEN WIR AUFBAUEN KÖNNEN
Die Europäische Union fängt nicht bei Null an, wenn es um Migration und Grenzmanagement geht. In den vergangenen 20 Jahren hat 
die Europäische Union im Einklang mit dem Völkerrecht stehende gemeinsame Asylstandards festgelegt. Und in den vergangenen 
3 Jahren hat die von der Juncker-Kommission im Mai 2015 vorgeschlagene Europäische Migrationsagenda die europäische 
Migrationspolitik in Richtung auf die Fortschritte gelenkt, die notwendig waren, um auf die großen Herausforderungen zu reagieren.

SCHUTZ UNSERER 
AUSSENGRENZEN

Die EU hat mit der Errichtung der Europäischen Grenz- 
und Küstenwache, der Einführung systematischer 
Kontrollen für jeden, der unsere Grenzen überschreitet, 
und verbesserten, interoperablen IT-Systemen für den 
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
die schrittweisen Veränderungen in Angriff genommen, 
die für ein wirklich integriertes Management der 
Außengrenzen erforderlich sind.

• Rund 1 300 EU-Grenzschutzbeamten helfen 
den Mitgliedstaaten nun bei der Überwachung der 
Außengrenzen in Ländern wie Griechenland, Italien, 
Bulgarien und Spanien.

• Ein zusätzlicher Soforteinsatzpool von 1 500 
Grenzschutzbeamten ist in Bereitschaft, rasch 
einzugreifen, wenn ein Mitgliedstaat um Unterstützung 
ersucht.

Aufbauend auf den von der Kommission 2015 in die Wege geleiteten Arbeiten wiesen die europäischen Staats- und Regierungschefs 
auf die Notwendigkeit hin, auf eine Einigung über die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems bis Ende Juni 2018 
hinzuarbeiten.

Seitdem sind sechs Monate vergangen. Es wurden erhebliche Fortschritte erzielt, und 5 der 7 Legislativvorschläge kommen in den 
Trilog-Gesprächen mit dem Europäischen Parlament und dem Rat sehr gut voran. Die offenen Punkte sind wie immer unterschiedlichen 
Vorstellungen darüber geschuldet, wie Zuständigkeit und Solidarität am besten miteinander in Einklang gebracht werden können.

Die Kommission ist der Auffassung, dass jetzt Spielraum für eine Kompromisslösung besteht, bei der wir die in den letzten Jahren 
gewonnenen Erkenntnisse berücksichtigen können. Der Europäische Rat vom 28. und 29. Juni 2018 bietet eine gute Gelegenheit, 
diese notwendige Debatte voranzubringen.

Ausbau der EU-Grenzschutzagentur
Abgestellte Grenzschutzbeamte 
der EU

Commission proposal  
of May 2018

Investitionen in das Grenzmanagement

2,3 MRD. EUR 4,3 MRD. EUR 18,3 MRD. EUR

2006-2013
2014-2020

2021-2027

< 300
2014 1 300

Einsatzreserve:
1 500

2018

Einsatzreserve:

10 000

1 500

2027

€ € €
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Operation Sophia: 1 154 
Mitarbeiter, 6 Schiffe, 4 Flugzeuge, 
2 Hubschrauber

Operation Themis: 260 
Mitarbeiter, 10 Schiffe, 2 Flugzeuge, 
2 Hubschrauber, 14 mobile Büros 

Operation Poseidon: 519 
Mitarbeiter, 14 Schiffe, 1 Flugzeug, 
2 Hubschrauber, 3 mobile Büros

EU-KRISENMANAGEMENT
Angesichts der Krise hat die EU neue 
Krisenmanagementmechanismen aktiviert und eingerichtet, 
um eine humanitäre Krise abzuwenden und die unionsweite 
Koordinierung zu gewährleisten.

• Die von der Kommission gemeinsam mit allen Ländern 
entlang der Westbalkanroute organisierten wöchentlichen 
und zweiwöchentlichen Videokonferenzen gewährleisten 
einen regelmäßigen Informationsaustausch und pragmatische 
Lösungen zur Bewältigung und Verhütung von Krisen.

• Die integrierte EU-Regelung für die politische Reaktion auf 
Krisen des Rates sehen eine politische Koordinierung auf 
höchster Ebene vor.

• Die verstärkte Europäische Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache führt jetzt regelmäßige und systematische 
Gefährdungsbeurteilungen durch, bei denen die Bereitschaft 
der Mitgliedstaaten zur Bewältigung von Herausforderungen an 
den Außengrenzen beurteilt wird.

RETTUNG VON MENSCHENLEBEN AUF SEE
Einsätze der EU auf See retten Leben. Als die Tragödie im Mittelmeerraum einsetzte, 
hat die EU rasch reagiert, zwei neue Operationen eingeleitet und die Anzahl der auf See 
eingesetzten Schiffe verdreifacht.

DER IRREGULÄREN MIGRATION 
EINHALT GEBIETEN

Es gibt Stimmen, die fordern, dass erst die Ankunftszahlen 
verringert werden müssten, bevor Fortschritte bei anderen 
Aspekten einer gemeinsamen europäischen Migrationspolitik 
erzielt werden könnten. De facto wurde das jedoch weitgehend 
bereits erreicht. Die Zahlen sind zurückgegangen und waren 
tatsächlich nie so niedrig wie heute, sogar im Vergleich zu 
den Jahren vor der Krise.

• Östliche Mittelmeerroute: Die Zahl der Neuankömmlinge 
ging um 97 %, d.h. von 10 000 pro Tag im Oktober 2015 
infolge der EU-Türkei-Erklärung auf durchschnittlich 81 
zurück.

• Zentrale Mittelmeerroute: Nach unseren gemeinsamen 
Bemühungen mit Italien, Libyen, Niger und anderen Ländern 
südlich der Sahara ist die Zahl der Neuankömmlinge im 
Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 77 % 
zurückgegangen.

• Auf der westlichen Mittelmeerroute nimmt die Zahl der 
ankommenden Flüchtlinge zwar zu, aber auf einer niedrigen 
Grundlage, und es werden Maßnahmen ergriffen, um die 
Kontrolle über diese Entwicklung zu erhalten.

20172016 Januar - Juni 2018

Östliches Mittelmeer

-97% im Vergleich zur Zeit vor der EU-
Türkei-Erklärung

250

750

500

1 000

Zentrales Mittelmeer

-77% Im Vergleich zu Jan-Juni 2017

Westliches Mittelmeer

Anstieg um 5 222 Im Vergleich zu 
Jan-Juni 2017

20152014

7 519

170 664

7 878
153 946

10 661
181 376

23 564
118 96 13 442

15 57050 834

885 386

42 319 21 418
182 277

In den Jahren 2015, 2016 und 2017 haben EU-Operationen dazu 
beigetragen, dass:

mehr als 634 751 Menschenleben gerettet wurden,

148 Menschenhändler und Schleuser von der Operation Sophia 
aufgegriffen wurden,

550 Schiffe aus dem Verkehr gezogen wurden.
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SOLIDARITÄT ZU HAUSE
Als Reaktion auf die Herausforderungen der Flüchtlingskrise im Jahr 2015 hat die EU in 
noch nie da gewesenem Umfang finanzielle und operative Mittel mobilisiert, um alle 
Mitgliedstaaten, die einem starken Migrationsdruck ausgesetzt sind, zu unterstützen.

• Die EU-Organe haben die Flexibilität des aktuellen Haushalts voll ausgeschöpft, um 
zusätzliche Mittel zu mobilisieren. Der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds wurde 
mehr als verdoppelt (+ 123 %), die Mittel für die dezentralen Agenturen wurden um 86 % 
aufgestockt, und die Soforthilfe wurde um fast 500 % erhöht.

• Hotspots wurden eingerichtet, um sicherzustellen, dass alle Ankommenden ordnungsgemäß 
registriert und ihre Fingerabdrücke abgenommen werden. Die zuständigen EU-Agenturen 
erhielten zusätzliche Mittel.

• Mehr als 900 000 Hilfsgüter wie Decken, Matratzen, Betten und Zelte sowie Teams 
und Ausrüstung, Unterkünfte und medizinische Hilfsgüter wurden über das EU-
Katastrophenschutzverfahren in die am stärksten betroffenen Länder gebracht.

• Der Notfallmechanismus hat gezeigt, dass die Umverteilung funktionieren kann, wenn 
Mitgliedstaaten guten Willens sind: 34 695 Personen – über 96 % aller in Frage kommenden 
Asylbewerber – wurden von Italien und Griechenland auf andere EU-Mitgliedstaaten verteilt.

• Um Flüchtlingen vor Ort zu helfen und die Anreize für irreguläre Migration zu verringern, hat 
die EU innovative Finanzierungslösungen wie Treuhandfonds eingerichtet, um die Mittel 
über die Grenzen des Budgets hinaus zu mobilisieren:

EU-Treuhandfonds für Afrika

2,98 MRD. EUR

419 MIO. EUR

1,2 MRD. EUR

Fazilität für Flüchtlinge in 
der Türkei

1 MRD. EUR

2 MRD. EUR

3 MRD. EUR

Treuhandfonds für Syrien

1,25 MRD. EUR

150 MIO. EUR

Investitionsoffensive für 
Afrika

4,1 MRD. EUR

Jordanien

1,9 MRD. EUR

Libanon

1 MRD. EUR

Serbien

137,6 MIO. EUR

Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien

58,1 MIO. EUR

 EU-Haushalt | Mitgliedstaaten |  Finanzierungslücke

RÜCKKEHR UND RÜCKÜBERNAHME
Die EU hat im Rahmen ihrer Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitländern eine Reihe effektiver Maßnahmen ergriffen: Die 
Erklärung EU-Türkei, der Migrationspartnerschaftsrahmen, die Aufstockung der EU-Mittel und die Zusammenarbeit mit den Ländern 
des westlichen Balkans - all dies sind wichtige Schritte, um die Ursachen irregulärer Migration zu bekämpfen.

• Die Mitwirkung von Drittstaaten bei der Rückübernahme eigener Staatsangehöriger hat große Fortschritte gemacht:

- 17 Rückübernahmeabkommen mit Ländern in der ganzen Welt (Hongkong, Macao, Sri Lanka, Albanien, Russland, Ukraine, 
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Serbien, Moldau, Pakistan, Georgien, 
Armenien, Aserbaidschan, Türkei, Cabo Verde)

Investitionen im Bereich 
Migration

2,2 MRD. EUR

6,8 MRD. EUR

10,4 MRD. EUR

2006-2013

2014-2020

2021-2027

€

€

€

• Die Neuansiedlung hat einen Teil des Drucks von den EU-Mitgliedstaaten an den Außengrenzen genommen und Menschen, die 
Anspruch auf internationalen Schutz haben, sichere und rechtmäßige Wege nach Europa geboten:

- Seit 2015 haben zwei erfolgreiche EU-Neuansiedlungsprogramme dazu beigetragen, dass mehr als 32 000 besonders 
schutzbedürftige Personen Zuflucht in der EU gefunden haben.

- Mit der neuen EU-Neuansiedlungsregelung für 50 000 Menschen, die Präsident Juncker im September 2017 vorgeschlagen hatte, 
haben sich die Mitgliedstaaten zum bislang größten gemeinsamen Neuansiedlungsprojekt in der EU verpflichtet – 4252 Menschen 
wurden im Rahmen dieser Regelung bereits neu angesiedelt.

- Der erste EU-weite Neuansiedlungsrahmen, der in der vergangenen Woche vereinbart wurde, sieht 2-Jahrespläne vor, die auf 
gemeinsam vereinbarte prioritäre Regionen ausgerichtet sind.
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- plus 6 neue Abkommen allein in den letzten zwei Jahren (Afghanistan, Guinea, Bangladesch, Äthiopien, Gambia, Côte d‘Ivoire)

• In Libyen erweist sich die Zusammenarbeit im Rahmen der Taskforce der Afrikanischen Union, der Europäischen Union und der 
Vereinten Nationen weiterhin als erfolgreich:

- 1409 Flüchtlinge wurden im Rahmen des Nothilfe-Transitmechanismus des UNHCR in den Niger evakuiert

- 20 000 Menschen sind seit November 2017 freiwillig aus Libyen in ihre Heimat zurückgekehrt

- Zusätzliche 70 Mio. EUR sollen zur beschleunigten Neuansiedlung im Rahmen des Nothilfe-Transitmechanismus und für eine 
kontinuierliche Rückkehr- und Wiedereingliederungshilfe eingesetzt werden.

AKTUELLER STAND
Mit der Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache, die in einer Rekordzeit von nur 
9 Monaten ins Leben gerufen wurde, ist die Europäische Union jetzt besser ausgestattet ist als 
je zuvor, um den Herausforderungen durch einen schwankenden Migrationsdruck zu begegnen. 
Es bedeutet jedoch noch lange nicht, dass unsere Arbeit in diesem Bereich erledigt ist. Die 
Krise hat die Schwächen der derzeitigen EU-Asylvorschriften offenbart, die dazu führen, dass 
Asylbewerber in der EU unterschiedlich behandelt werden und von einem Mitgliedstaat in einen 
anderen wechseln. Die Ankunftszahlen liegen jetzt auf dem Niveau der Vorkrisenjahre, aber der 
strukturelle Migrationsdruck ist nach wie vor hoch. Dies bedeutet, dass wir jetzt die Gelegenheit 
haben, Schwachstellen zu beheben, bevor die nächste Krise diese Möglichkeit zunichtemacht.

Es gibt 7 Legislativvorschläge, die die Kommission 2015 zur Asylreform vorgelegt hat und 
die Europa helfen können, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen und die Union mit einem zukunftsfähigen Instrumentarium zur 
Steuerung der Migration auszustatten.

Bei 5 der 7 Vorschläge sind die Beratungen bereits abgeschlossen oder stehen kurz vor dem Abschluss:

Vorschlag Sachstand Offene Fragen

Aufnahmebedingungen
Mit diesem Vorschlag werden die 
Aufnahmebedingungen EU-weit harmonisiert.

In praktisch allen Fragen wurden Kompromisse 
gefunden, einschließlich zu geografischen 
Beschränkungen, Leistungsbeschränkungen bei 
einem Missbrauch des Systems, unbegleiteten 
Minderjährigen und zu einem früheren Zugang 
zum Arbeitsmarkt.

Trilog zwischen Europäischem 
Parlament, Rat und Kommission 
deutlich fortgeschritten

Asylanerkennung
Mit diesem Vorschlag werden die 
Schutznormen in der EU harmonisiert sowie 
Sekundärmigration und Asyl-Shopping 
unterbunden.

In praktisch allen Fragen wurden Kompromisse 
gefunden. Vorgesehen sind unter anderem eine 
vollständige Harmonisierung der Asylkriterien, 
neue Pflichten für Asylbewerber, Maßnahmen 
zur Abschreckung der Sekundärmigration und 
Statusüberprüfungen.

Trilog zwischen Europäischem 
Parlament, Rat und Kommission 
deutlich fortgeschritten

Asylagentur
Mit diesem Vorschlag wird eine vollwertige 
Asylagentur der Europäischen Union 
geschaffen.

In praktisch allen Fragen wurden Kompromisse 
gefunden. Die neue Agentur wird die 
Mitgliedstaaten, insbesondere diejenigen, die 
einem unverhältnismäßigen Druck ausgesetzt 
sind, in operativer und technischer Hinsicht 
unterstützen, unter anderem durch die Einrichtung 
eines Asyl-Einsatzpools von 500 Experten, der eine 
rasche Entsendung ermöglicht.

Trilog zwischen Europäischem 
Parlament, Rat und Kommission 
deutlich fortgeschritten

Eurodac
Mit diesem Vorschlag wird die Fingerabdruck-
Datenbank von Eurodac den aktuellen 
Gegebenheiten angepasst, um Rückkehr und 
Rückführungen zu erleichtern und besser 
gegen irreguläre Migration vorzugehen.

In vielen Fragen wurden Kompromisse gefunden, 
wie beim Zugriff auf die Datenbank durch die 
Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden, 
bei der Registrierung von Minderjährigen und der 
Aufnahme weiterer biometrischer Daten.

Offen ist noch die Frage der 
Speicherfrist.

EU-Neuansiedlungsrahmen
In diesem Vorschlag wird einheitlich 
geregelt, wie EU-Mitgliedstaaten anerkannte 
Flüchtlinge, die sich außerhalb der EU 
- beispielsweise in Flüchtlingslagern - 
befinden, in ihrem Hoheitsgebiet neu 
ansiedeln.

In praktisch allen Fragen wurden Kompromisse 
gefunden, darunter Neuansiedlungspläne 
über zwei Jahre und harmonisierte Verfahren 
zur Unterstützung der am stärksten 
schutzbedürftigen Personen bei gleichzeitiger 
Gewährleistung strenger Sicherheitskontrollen.

Trilog zwischen Europäischem 
Parlament, Rat und Kommission 
deutlich fortgeschritten

LEGISLATIVVORSCHLÄGE DER EU; DIE FÜR DIE ANNAHME DURCH PARLAMENT UND RAT BEREIT SIND

Einigung in Rekordzeit 
von 9 Monaten

EUROPÄISCHE 
GRENZ- UND 

KÜSTENWACHE
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DIE NÄCHSTEN SCHRITTE
Die Kommission ist überzeugt, dass die EU und ihre Mitgliedstaaten in mehreren Bereichen noch erhebliche Fortschritte erzielen 
können. Das gilt für die Bereiche, in denen wir mehr gemeinsam haben, als uns trennt und in denen wir mit einem koordinierten 
Vorgehen auf europäischer Ebene viel mehr bewirken können.

Auf der Tagung des Europäischen Rates im Juni sollten die Staats- und Regierungschefs der EU die Prioritäten in jenen Bereichen 
neu ausrichten, in denen Fortschritte möglich sind.

TRAGFÄHIGE ASYLBEDINGUNGEN

> Die umfangreichen Arbeiten, die zur Reform des EU-Asylsystems geleistet wurden, sollten nun rasch 
vorangebracht werden. In jahrelanger Vorbereitungsarbeit wurde der Grundstein für einen Kompromiss 
gelegt.

> Die fünf Vorschläge für ein stärkeres Gemeinsames Europäisches Asylsystem, die sich in einem sehr 
fortgeschrittenen Verhandlungsstadium befinden, sollten nun rasch zum Abschluss gebracht werden.

> Was die verbleibenden zwei Vorschläge anbelangt, so wurde im Rat bereits weitgehend Einvernehmen 
über die Grundzüge eines präventiven Solidaritätsmechanismus erzielt; dazu gehört auch eine finanzielle 
Unterstützung für besonders belastete Mitgliedstaaten und jene, die zu den Solidaritätsbemühungen 
beitragen, sowie ein prioritärer Zugang zu Unterstützung durch die betreffenden EU-Agenturen. Darüber 
hinaus findet eine gemeinsame Liste von sicheren Drittländern und sicheren Herkunftsländern, mit der 
alle neuen Asylanträge abgeglichen werden würden, mehr und mehr Unterstützung. Damit soll eine 
mögliche Übertragung der Zuständigkeit bei Asylanträgen geprüft werden.

> Die Kommission ruft auf, bis zum Jahresende eine Einigung über alle Komponenten eines stärkeren 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems zu erzielen.

EU-GESETZGEBUNGSVORSCHLÄGE, ZU DENEN DER RAT NOCH KEINE EINIGUNG ERZIELT HAT
Zu den verbleibenden zwei Vorschlägen konnten trotz der unterschiedlichen Standpunkte und oftmals kontroverser Diskussionen 
große Fortschritte erzielt werden, wenngleich noch offene Fragen zu klären sind.

Vorschlag Sachstand Offene Fragen

Dublin-System
Mit diesem Vorschlag 
soll ein gerechteres, 
effizienteres und 
tragfähigeres System 
zur Verteilung der 
Asylsuchenden auf die 
Mitgliedstaaten geschaffen 
werden. .

Der Rat hat unter bulgarischem Vorsitz zahlreiche 
Aspekte des Dublin-Vorschlags vorangebracht, um 
bestehende gravierende Mängel zu beseitigen, 
die zu Sekundärbewegungen und generell zu 
einem Missbrauch des Systems führen. Ferner 
müssen Mechanismen geschaffen werden, um 
Krisen vorzubeugen und sicherzustellen, dass 
die Mitgliedstaaten Unterstützung erhalten, 
wenn sie unvorhergesehenen Ereignissen oder 
unverhältnismäßigem Druck ausgesetzt sind.

Die wichtigste noch offene Frage betrifft die 
verschiedenen Solidaritätskomponenten, die 
für alle gelten sollten, und eine im Vergleich 
zur derzeitigen Regelung so weit als möglich 
langfristige Lastenteilung, die gegenwärtig von 
Zuständigkeitsübertragungen geprägt ist und zu 
Sekundärbewegungen führte.

Asylverfahren
Dieser Vorschlag zielt 
darauf ab, Unterschiede bei 
den Anerkennungsquoten 
zu verringern, 
Sekundärmigration 
einzudämmen und 
gemeinsame, wirksame 
Verfahrensgarantien 
für Asylsuchende zu 
gewährleisten.

Zu etlichen Fragen konnten deutliche Fortschritte 
erzielt werden. Es herrscht ein breiter Konsens 
darüber, dass Asylverfahren rascher und wirksamer 
zu gestalten sind, klare und strenge Vorschriften 
zur Verhinderung von Missbrauch benötigt 
werden und eine gemeinsame EU-Liste sicherer 
Drittstaaten erarbeitet werden muss, mit der alle 
neuen Asylanträge abgeglichen werden würden.

Fortschritte bei der Asylverfahrensreform 
hängen von den bei der Dublin-Reform erzielten 
Fortschritten ab. Weitere wichtige Fragen 
betreffen Fristen für die Zulässigkeitsprüfung 
und die Anfechtung von Entscheidungen.
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FORTSCHRITTE IM HINBLICK AUF EIN BESSERES EU-GRENZ- UND MIGRATIONSMANAGEMENT 
SOLLTEN ZUDEM FOLGENDES UMFASSEN:

Beitrag zum Schutz der Außengrenzen:

Die langfristige Tragfähigkeit des Schengenraums mit 
freiem Personenverkehr hängt von einem wirksamen 
EU-Außengrenzenmanagement ab. Die Mitgliedstaaten 
müssen die Personal- und Ausrüstungslücken der 
Europäischen Grenz- und Küstenwache rasch 
schließen. Derzeit werden lediglich 74 % des personellen 
Bedarfs und 71 % des Bedarfs an technischer Ausrüstung 
gedeckt. Des Weiteren sollten sie sich darauf einigen, 
die Europäische Grenz- und Küstenwache im Rahmen 
des nächsten langfristigen Haushalts mit zusätzlichen 
Ressourcen auszustatten.

AKTIONEN AN 
LANDGRENZEN  

(GRIECHENLAND/
EJRM BULGARIEN)

AKTIONEN AN 
SEEGRENZEN  

(THEMIS, POSEIDON, 
INALDO)

Bedarf an 
Grenzschutz
-personal

46 28

SCHIFFE FLUGZEUGE FAHRZEUGE

Bedarf an 
Ausrüstung 13 3 20

Daher wird die Kommission rasch neue 
Gesetzgebungsvorschläge für eine Umwandlung 
der Europäischen Grenz- Küstenwache zu einer 
echten EU-Grenzschutzpolizei und zur 
Umwandlung des Unterstützungsbüros für 
Asylfragen in eine echte EU-Asylbehörde vorlegen.

Was Such- und Rettungseinsätze anbelangt, sollte 
die EU die weitere Einbindung nordafrikanischer 
Länder und Partner wie des UNHCR und der IOM in 
Gespräche über eine regionale Ausschiffungsregelung 
sondieren. Diese müsste Maßnahmen zur freiwilligen 
Rückkehr, verstärkten Neuansiedlungsbemühungen und 
weiterer finanzieller Unterstützung vereinen. Die EU-
Mitgliedstaaten könnten im Rahmen des Völkerrechts 
zudem regionale Vereinbarungen über die Ausschiffung 
und die Suche und Rettung im Mittelmeer prüfen.

Beschleunigung von Rückkehr 
und Rückübernahme:

Die Herausforderungen für die Mitgliedstaaten besteht 
jetzt darin, unlängst geschlossene Rückkehrabkommen 
und -vereinbarungen umzusetzen und Personen wirksam 
rückzuführen, die kein Bleiberecht in der Union haben. 
Sie können hierzu unter anderem auf die Europäische 
Grenz- und Küstenwache zurückgreifen. Gleichzeitig gilt 
es, die Kapazitäten für die Abschiebehaft aufzustocken.

Schleppende Fortschritte der EU 
bei der Verbesserung der tatsächlichen Quote 
der Rückkehrer

2014 2015 2016 2017

36,3 % 36,8 % 45,8 % 36,6 %

Stabilisierung der Umsetzung der Erklärung 
EU-Türkei:

Mit der Umsetzung der Erklärung EU-Türkei ist die 
Zahl der Neuankömmlinge in Griechenland um 97 % 
zurückgegangen, dennoch erfordert die Umsetzung 
Anstrengungen und nachhaltige Bemühungen aller 
Seiten. Seitens der EU muss eine rasche Einigung über 
die zweite Tranche in Höhe von 3 Mrd. EUR für die 
Fazilität für syrische Flüchtlinge in der Türkei erzielt 
werden. Aus dem Fonds konnte die Schulbildung für 
500 000 syrische Kinder und der Bau von 175 Schulen 
finanziert werden. Ferner werden 1,2 Mio. der am 
stärksten gefährdeten Familien mit monatlichen 
Barmitteln unterstützt. Die Mitgliedstaaten ihrerseits 
sollten die Aktivierung der Regelung über die freiwillige 
Aufnahme aus humanitären Gründen sicherstellen, um 
dafür zu sorgen, dass kontinuierliche Umsiedlungen aus 
der Türkei zu leichteren und günstigeren Bedingungen 
für die EU durchgeführt werden.

Intensivierung unserer Zusammenarbeit mit 
nordafrikanischen Ländern:

Was die nordafrikanischen Länder wie Marokko und 
Tunesien anbelangt, so kann und sollte mehr getan 
werden, um irreguläre Migration bereits an ihrem 
Ursprung in den Griff zu bekommen. So sollte unter 
anderem der Nothilfe-Treuhandfonds der EU für 
Afrika, der eine Finanzierungslücke von 1,2 Mrd. EUR 
aufweist, und insbesondere die Nordafrika-Komponente 
aufgestockt werden. Die EU wird weitere 145 Mio. EUR 
mobilisieren, sodass eine Finanzierungslücke von 
80 Mio. EUR verbleibt. Mit zusätzlichen Mitteln der 
Mitgliedstaaten in Höhe von 500 Mio. EUR bis Ende 
2019 könnte ein Großteil des Bedarfs gedeckt werden.
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